
hen geben, keinen Platz für einen 
„Druck von der Straße", für be­
rechtigte Forderungen nach Frie­
den, Arbeit und sozialer Sicher­
heit. „Geprüft werde noch", wie 
der Bundesinnenminister F. Zim­
mermann (CSU) wiederholt ver­
kündete, ob die sogenannte pas­
sive Bewaffnung von Demon­
stranten, das heißt zum Beispiel 

. mit Fahnenstangen oder Schutz­
helmen, und die Vermummung, 
eine der Abwehrmaßnahmen der 
Demonstranten gegen die 
Schnüffelpraxis von Polizei und 
Geheimdiensten, künftig unter 
Strafandrohung falle.
Zudem behält es sich die Bonner 
Regierung vor, Strafvorschriften 
für den Aufruf zur Teilnahme an 
verbotenen Versammlungen zu 
erlassen. Dabei steht heute 
schon fest, daß der Auslegungs­
willkür, was eine verbotene oder 
genehmigte Versammlung ist, 
durch die bürgerlichen Gerichte 
keine Grenzen gesetzt ist 
Darüber hinaus beabsichtigt die 
Kohl-Regierung, wie aus ihrer 
Programmatik und den Regie­
rungserklärungen im Herbst 1982 
und Mai 1983 ersichtlich ist, das 
staatliche Unterdrückungspoten­
tial künftig noch stärker auszu­
bauen. Damit soll den an Kraft 
und Stärke zunehmenden Aktio­
nen der Friedensbewegung ge­
gen die Raketenstationierung be­
gegnet werden. Das dient aber 
auch dazu, den wachsenden Wi­
derstand der Werktätigen gegen 
die Abwälzung der Lasten der 
Hochrüstung auf ihre Schultern 
zu brechen.
So ist unter anderem eine Erwei­
terung der Kompetenzen sowie 
eine Aufstockung der materiellen 
und personellen Mittel der staat­
lichen Unterdrückungsorgane, 
insbesondere des Verfassungs­
schutzes und der Länderpolizei 
geplant, um die Gesinnung­
schnüffelei weiter zu perfektio­
nieren und demokratische Aktivi­
täten und Bewegungen bereits 
im Keim ersticken zu können. 
Vorgesehen ist eine Vereinfa­
chung und Beschleunigung von 
Gerichtsverfahren und eine Ver­

schärfung der verfassungswidri­
gen Berufsverbotspraxis, von der 
seit 1972 bis heute bereits 5000 
Kommunisten, Sozialdemokra­
ten, Christen und andere demo­
kratische Kräfte allein auf Grund 
ihrer Gesinnung, ihres Eintretens 
für Frieden, Abrüstung, soziale 
Sicherheit und demokratische 
Rechte betroffen sind.
Weiterhin ist eine weitestge­
hende Aufhebung der ohnehin 
unzureichenden Datenschutzvor­
schriften im Gespräch. Damit 
wird dem Mißbrauch der bereits 
von etwa 9 Millionen Bundesbür­
gern in automatischen Daten­
sammlungen gespeicherten per­
sonengebundenen Angaben Tür 
und Tor geöffnet.
Das ganze Ausmaß der Angriffe 
auf die demokratischen Rechte 
der Werktätigen in der Gegen­
wart wird jedoch erst so richtig 
deutlich, wenn man auch den in 
den 70er Jahren betriebenen re­
aktionären Um- und Ausbau des 
staatlichen Unterdrückungsappa­
rates in der BRD in Betracht 
zieht. Im Anschluß an die Not­
standsgesetzgebung von 1968

All diese Entwicklungen strafen 
das Gerede bürgerlicher Ideolo­
gen und Politiker von dem angeb­
lichen demokratischen und sozia­
len Rechtsstaat BRD Lügen. Sie 
machen die ohnehin enge und 
beschränkte bürgerliche Demo­
kratie immer mehr zu einer 
Farce. Erneut zeigt es sich, daß 
dort, wo die Rüstungs- und Pro­
fitinteressen der Monopole das 
Maß aller Dinge sind, kein Platz 
für die elementarsten Lebensin­
teressen des Menschen bleibt 
und sich der Imperialismus „wie 
ein Damm... demokratischen 
Rechten des Volkes, Menschen­
würde und geistiger Freiheit" ent­
gegenstellt. „Mißachtet und un­
terdrückt werden das grundle­
gende Recht auf politische Mit­
bestimmung und Mitgestaltung 
gesellschaftlicher Belange wie 
das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker überhaupt. Eingeschränkt

wurde im Verlaufe von mehr als 
einem Jahrzehnt der gesamte 
Repressivapparat mit neuen Be­
fugnissen ausgestattet und mate­
riell, finanziell und personell er­
weitert.
Die Zahl der in diesem Apparat 
Beschäftigten wuchs in den 70er 
Jahren um 19 Prozent. Die Aus­
gaben allein für den Bundes­
grenzschutz, das Bundeskriminal­
amt und den Verfassungsschutz 
stiegen seit dem vergangenen 
Jahrzehnt um mehr als das Vier­
fache - von 366 Millionen DM 
1969 auf 1,5 Milliarden DM 1983. 
Neben dem Ausbau eines umfas­
senden elektronischen Kontroll- 
und Überwachungssystems bei 
den BRD-Geheimdiensten und 
der Länderpolizei wurde vor al­
lem die Schlagkaft der Polizei er­
höht. Mit einem neuen Polizeige­
setz, bisher in den CDU- bzw. 
CSU-regierten Ländern verab­
schiedet, erhielt die Polizei be­
trächtlich erweiterte Kompeten­
zen. Zu ihrer Bewaffnung gehö­
ren Handgranaten und Maschi­
nengewehre. Der gezielte Todes­
schuß ist erlaubt.

und mißachtet werden alle demo­
kratischen Grundrechte. Riesige 
Ausmaße haben Bespitzelung, 
Einschüchterung, Repression 
und Berufsverbote erreicht", wie 
es bereits auf dem X. Parteitag 
der SED heißt.1
Aber fest steht: Auch der Abbau 
der demokratischen Rechte 
durch die reaktionärsten und ag­
gressivsten Kräfte des Monopol­
kapitals in der Gegenwart ver­
mag weder das weitere Anwach­
sen der demokratischen Kräfte 
noch die Zunahme der Krisenhaf­
tigkeit der kapitalistischen Ge­
sellschaft zu verhindern. Das Ge­
genteil ist der Fall, wie die west­
deutsche Wirklichkeit beweist.
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1) X. Parteitag der SED. Bericht des ZK der 
SED, Berlin 1981, S. 17

Demokratische Grundrechte werden abgebaut

878 NW 22/1983 (38.)


